
   

 

 
Das Landratsamt Esslingen erlässt nach § 28 Abs. 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG) für 

alle Städte und Gemeinden im Landkreis Esslingen folgende 

 

 

Allgemeinverfügung 
 
  

 
 
 
 

über die Beschränkung von Veranstaltungen, Ansammlungen und sonstigen 
Zusammenkünften: 
 

1. Die Durchführung von Veranstaltungen ist nur zulässig, wenn an ihnen 

nicht mehr als 100 Personen teilnehmen. Bei der Bemessung der Teil-

nehmerzahl bleiben Beschäftigte und sonstige Mitwirkende außer Be-

tracht. Ausnahmen erteilt das Ordnungsamt des Landratsamtes im Ein-

zelfall unter rechtzeitiger Vorlage eines mit dem Gesundheitsamt des 

Landratsamtes abgestimmten Hygienekonzepts. Ausnahmen kommen 

regelmäßig nur für Veranstaltungen in Betracht, an denen nicht mehr 

als 500 Personen teilnehmen. 

 
2. Ansammlungen und sonstige Zusammenkünfte von mehr als 10 Per-

sonen sind untersagt. 

 

3. Von den Beschränkungen sind Veranstaltungen nach Ziffer 1 dieser 

Allgemeinverfügung sowie Ansammlungen und sonstige Zusammen-

künfte nach Ziffer 2 ausgenommen, 

 

a. die der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ord-

nung, der Rechtspflege oder der Daseinsfürsorge oder -vor-

sorge zu dienen bestimmt sind, insbesondere Veranstaltungen 

und Sitzungen der Organe, Organteile und sonstigen Gremien 

der Legislative, Judikative und Exekutive sowie Einrichtungen 

der Selbstverwaltung einschließlich von Erörterungsterminen 

und mündlichen Verhandlungen im Zuge von Planfeststellungs-

verfahren, sowie Blutspendeaktionen, 
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b. die der Wahrnehmung der Versammlungsfreiheit nach Artikel 8 

des Grundgesetzes zu dienen bestimmt sind, 

 

c. von Kirchen sowie Religions- und Glaubensgemeinschaften zur 

Religionsausübung, 

 
d. die als Wochenmärkte im Sinne des § 67 Gewerbeordnung 

(GewO) anzusehen sind. 

 

4. Darüber hinaus ist die Durchführung von privaten Veranstaltungen 

 

a. im öffentlichen Raum, in öffentlichen, angemieteten oder sonst 

zur Verfügung gestellten Räumen, beispielsweise Restaurants, 

Eventlocations, Vereinsheime oder Gemeindehäuser nur zuläs-

sig, wenn an ihnen nicht mehr als 10 Personen teilnehmen. Bei 

der Bemessung der Teilnehmerzahl bleiben Beschäftigte und 

sonstige Mitwirkende außer Betracht, 

 

b. in privaten Räumen nur zulässig, wenn an ihnen ausschließlich 

Personen aus höchstens zwei unterschiedlichen Haushalten 

teilnehmen und die Teilnehmerzahl 10 Personen nicht über-

steigt. 

 

5. Von den Beschränkungen dieser Allgemeinverfügung ausgenommen, 

sind Veranstaltungen, Ansammlungen und sonstige Zusammenkünfte 

von Personen, die ausschließlich demselben Haushalt angehören. 

 
6. Das Ordnungsamt des Landratsamtes kann aus wichtigem Grund un-

ter Auflagen zum Schutz vor Infektionen Ausnahmen vom Verbot nach 

den Ziffern 1, 2 und 4 zulassen. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere 

vor, wenn es sich um eine gesetzlich vorgeschriebene Veranstaltung 

handelt und eine Verlegung des Termins nicht möglich ist. 

 

7. Für den Fall, dass Veranstaltungen entgegen dieser Allgemeinverfü-

gung stattfinden, wird die Anwendung unmittelbaren Zwangs ange-

droht. 

 

8. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tage nach der Veröffentlichung als 

bekannt gegeben. Zugleich wird die Allgemeinverfügung über die Be-

schränkung von privaten Veranstaltungen vom 08.10.2020 aufgeho-

ben. 
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9. Diese Allgemeinverfügung tritt mit Ablauf des 02.11.2020 außer Kraft. 

Sie tritt vor Ablauf des 02.11.2020 außer Kraft, sobald die Sieben-Ta-

ges-Inzidenz von 50 bezogen auf den Landkreis Esslingen in sieben 

aufeinanderfolgenden Tagen unterschritten wird. Maßgeblich hierfür 

sind die Veröffentlichung des Landesgesundheitsamtes.  
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Hinweise 

 

Nach § 73 Abs. 1a Nr. 6, Abs. 2 IfSG ist die vorsätzliche oder fahrlässige Zuwider-

handlung einer vollziehbaren Anordnung nach § 28 Abs. 1 Satz 1 oder Satz 2 IfSG 

ordnungswidrig und kann mit einer Geldbuße bis zu fünfundzwanzigtausend Euro ge-

ahndet werden. Diese Allgemeinverfügung stellt gemäß §§ 28 Abs. 1, Abs. 3, 16 Abs. 

8 IfSG mit ihrer Bekanntgabe eine solche sofort vollziehbare Anordnung dar. Wider-

spruch und Anfechtungsklage haben daher keine aufschiebende Wirkung. 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider-

spruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim Landratsamt Esslingen mit Sitz in 

Esslingen oder bei einer der Außenstellen einzulegen. Die Frist wird auch durch Ein-

legung des Widerspruchs beim Regierungspräsidium Stuttgart mit Sitz in Stuttgart ge-

wahrt. 

 

 

 

Esslingen a.N., den 16.10.2020 
 
 
 
 
Heinz Eininger 
Landrat 
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Begründung der Allgemeinverfügung 

 

1. Sachverhalt 

 

Nach dem Stufenkonzept der Landesregierung („Landeskonzept zum Umgang mit ei-

ner zweiten SARS-CoV-2-Infektionswelle“) geht mit einer 7-Tages-Inzidenz von 50 

Neuinfizierten pro 100.000 Einwohnern ein starker Anstieg der Fallzahlen mit diffu-

sen, häufig nicht mehr nachvollziehbaren Infektionsketten einher. 

 

Im Landkreis Esslingen sind die Fallzahlen so stark angestiegen, dass die 7-Tages-

Inzidenz innerhalb von vier Tagen zunächst auf über 35, dann auf über 50 und mittler-

weile auf über 80 Neuinfizierte pro 100.000 Einwohner gestiegen ist. Es besteht somit 

nicht mehr nur die Gefahr einer Ansteckung durch Personen aus den Risikogebieten, 

vielmehr liegt jetzt ein erhöhtes regionales Risiko vor, sich mit dem SARS-CoV-2 Vi-

rus zu infizieren. Die Erfahrung in den letzten Wochen hat gezeigt, dass es häufig auf 

privaten Veranstaltungen, Familienfeiern sowie Ansammlungen immer wieder zu 

zahlreichen Ansteckungen kommt, vgl. auch VGH Mannheim, Beschluss vom 

15.10.2020, Az. 1 S 3156/20. Somit stellen eine Vielzahl von Menschen auf geringem 

Raum ein besonderes hohes Infektionsrisiko dar. Da bei zahlreichen Personen die Er-

krankung mit milden Symptomen oder gar ohne Symptome verläuft und Infizierte 

auch schon bis zu 48 Stunden vor den ersten Symptomen ansteckend sind, sind Ver-

anstaltungen mit engen Kontakten oder zu vielen Menschen besonders gefährdend. 

Zur Verhinderung einer weiteren Virus-Ausbreitung sind Situationen, in denen der 

nach der CoronaVO einzuhaltende Mindestabstand in der täglichen Praxis nicht 

durchgehend eingehalten werden kann, daher dringend zu vermeiden. Wo dies nicht 

durchgehend möglich ist, sind entsprechende Schutzmaßnahmen zu ergreifen.  

 

Das Robert-Koch-Institut (RKI) als konzeptionierende Stelle im Sinne des § 4 IfSG 

empfiehlt als geeignete Gegenmaßnahmen zuvorderst die Einhaltung geeigneter Hy-

gienemaßnahmen, Kontaktreduktion und den Schutz besonders vulnerabler Perso-

nengruppen (vor allem älterer oder vorerkrankter Personen). Auf Grund der vorliegen-
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den epidemiologischen Zusammenhänge steht zu vermuten, dass ein Eintrag des Vi-

rus in den Landkreis Esslingen hauptsächlich durch Personen mit Aufenthalt in einem 

der Risikogebiete oder durch Kontaktpersonen zu bestätigten Fällen zu Stande kam. 

Das RKI gibt derzeit als hauptsächlichen Übertragungsweg des Virus SARS-CoV-2 

die Tröpfcheninfektion an. Auch Schmierinfektionen sind möglich. Die Inkubationszeit 

des Virus beträgt laut RKI 14 Tage. Es ist nach den vorliegenden Erkenntnissen mög-

lich, dass Personen das Virus in sich tragen und bereits ausscheiden (die Personen 

also infektiös sind), noch bevor erste Symptome auftreten. Es gibt daher Fälle, in wel-

chen die betreffende Person (insbesondere bei Kindern) mangels Symptomen keine 

Kenntnis von ihrer Erkrankung hat.  

 

Intensive gesamtgesellschaftliche Gegenmaßnahmen bleiben nötig, um die Folgen 

der COVID-19-Pandemie für Deutschland zu minimieren. Ein Impfstoff oder die Mög-

lichkeit einer medikamentösen Behandlung des Virus SARS-CoV-2 sind derzeit nicht 

verfügbar. Die massiven Anstrengungen auf allen Ebenen des Öffentlichen Gesund-

heitsdienstes (ÖGD) verfolgen weiterhin das Ziel, die Infektionen in Deutschland so 

früh wie möglich zu erkennen und die weitere Ausbreitung des Virus einzudämmen. 

Ziel allen staatlichen Handelns in den kommenden Wochen ist es, die Infektionsdyna-

mik in Deutschland unter Kontrolle zu behalten. Der Maßstab dafür ist, dass die Inzi-

denz unter 50 Neuinfektionen pro 100.000 Einwohnern in einer Woche liegt bzw. 

nach Ausbrüchen zügig wieder unter diese Schwelle gesenkt wird. Für letzteres ist 

die zwischen Bund und Ländern vereinbarte Hotspotstrategie das geeignete Mittel. 

Höhere Infektionszahlen erschweren die Kontaktnachverfolgung erheblich, was zur 

Beschleunigung des Infektionsgeschehens führt. Ein weiterer Anstieg würde außer-

dem zur Verknappung der Testkapazitäten führen und hätte dadurch weitere negati-

ven Effekte auf die Infektionskontrolle. Bei einer unkontrollierten Ausbreitung ist in 

kurzer Zeit mit einer hohen Anzahl behandlungsbedürftiger Personen mit schweren 

und kritischen bis hin zu tödlichen Krankheitsverläufen zu rechnen. Es droht daher die 

Gefahr, dass die Strukturen der Gesundheitsversorgung durch den gleichzeitigen 

starken Anstieg an Patienten mit ähnlichem Behandlungsbedarf überlastet werden. 
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2. Rechtliche Würdigung 

 

Die Landesregierung hat mit Verordnung vom 23. Juni 2020 (in der jeweils gültigen 

Fassung) auf Grund von § 32 i.V.m. §§ 28 bis 31 IfSG infektionsschützende Maßnah-

men gegen die Ausbreitung des Virus SARS-CoV-2 (CoronaVO) angeordnet. Gemäß 

§ 20 Abs. 1 CoronaVO können die zuständigen Behörden weitergehende Maßnah-

men zum Schutz vor Infektionen treffen. 

 

Die Allgemeinverfügung beruht auf § 28 Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 IfSG i.V.m. § 1 Abs. 

6a der Verordnung des Sozialministeriums über Zuständigkeiten nach dem Infektions-

schutzgesetz, Baden-Württemberg (IfSGZustV BW). 

 

Nach § 1 Abs. 6a Satz 1 IfSGZustV BW ist das Gesundheitsamt und damit gemäß § 2 

Abs. 1 Nr. 3 Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGDG) i.V.m. § 15 

Abs. 1 Nr. 1 Landesverwaltungsgesetz Baden-Württemberg (LVG) das Landratsamt 

Esslingen zuständig für den Erlass der getroffenen Allgemeinverfügung. 

 

Die Ortspolizeibehörden der kreisangehörigen Städte und Gemeinden wurden am 

15.10.2020 informiert und erhielten Gelegenheit zur Stellungnahme, sodass sie ge-

mäß § 1 Abs. 6a Satz 2 IfSGZustV BW rechtzeitig beteiligt wurden. 

 

Das Landesgesundheitsamt hat das Vorliegen der Voraussetzungen des § 1 Abs. 6a 

Satz 1 IfSGZustV BW gegenüber dem Landratsamt Esslingen nach § 1 Abs. 6c IfSG-

ZustV BW festgestellt. 

 

Gemäß § 28 Abs. 1 Satz 2 IfSG trifft die zuständige Behörde, wenn Kranke, Krank-

heitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider im Sinne des § 2 Nr. 4 

bis 7 IfSG festgestellt werden, die notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die 

in den §§ 29 bis 31 genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbrei-

tung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist; sie kann insbesondere Personen ver-

pflichten, den Ort, an dem sie sich befinden, nicht oder nur unter bestimmten Bedin-

gungen zu verlassen oder von ihr bestimmte Orte oder öffentliche Orte nicht oder nur 
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unter bestimmten Bedingungen zu betreten. Sie kann u.a. Veranstaltungen oder 

sonstige Ansammlungen von Menschen beschränken oder verbieten. Die Grund-

rechte der Freiheit der Person nach Art. 2 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz (GG), der Ver-

sammlungsfreiheit nach Art. 8 GG, der Freizügigkeit nach Art. 11 Abs. 1 GG und die 

Unverletzlichkeit der Wohnung nach Art. 13 Abs. 1 GG werden insoweit einge-

schränkt. Gemäß § 2 Nr. 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des IfSG vermeh-

rungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, Parasit) oder ein sonstiges biologisches 

transmissibles Agens, das bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit 

verursachen kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 

Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG. § 2 Nr. 5 IfSG normiert, dass eine Person krankheitsver-

dächtig ist, wenn bei ihr Symptome bestehen, welche das Vorliegen einer bestimmten 

übertragbaren Krankheit vermuten lassen. Ausscheider ist eine Person, die Krank-

heitserreger ausscheidet und dadurch eine Ansteckungsquelle für die Allgemeinheit 

sein kann, ohne krank oder krankheitsverdächtig zu sein, vgl. § 2 Nr. 6 IfSG. Nach § 2 

Nr. 7 IfSG ist eine Person ansteckungsverdächtig, wenn anzunehmen ist, dass die 

Person Krankheitserreger aufgenommen hat, ohne krank, krankheitsverdächtig oder 

Ausscheider zu sein. 

 

Der Anwendungsbereich ist nach den vorliegenden Erkenntnissen eröffnet. Denn das 

Virus SARS-CoV-2 hat sich im Landkreis Esslingen bereits verbreitet, sodass Perso-

nen im Sinne des § 2 Nr. 4 bis 7 IfSG festgestellt wurden.  

 

Im Landkreis Esslingen ist die 7-Tages-Inzidenz von 50 Neuinfizierten pro 100.000 

Einwohner überschritten. Aufgrund der sich dynamisch entwickelnden Lage bei CO-

VID-19 Erkrankungen sieht das Landratsamt Esslingen die Notwendigkeit, weiterge-

hende kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung der Ausbreitungsdynamik 

zu ergreifen, auch um besonders vulnerable Gruppen zu schützen. Zweck der Allge-

meinverfügung ist es, die Ausbreitung des SARS-CoV-2 Virus zu verlangsamen, In-

fektionsketten zu unterbrechen und die Gesundheitsversorgung für die gesamte Be-

völkerung aufrecht zu erhalten.  
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Vor dem Hintergrund, dass es auch Infiziertenfälle gibt, die selbst ansteckend sind, 

von der eigenen Infektion mangels Symptomatik jedoch nicht wissen, kann zum aktu-

ellen Zeitpunkt im Rahmen einer individuellen Betrachtung nicht mehr mit angemes-

sener Verlässlichkeit festgestellt werden, ob und welche Personen tatsächlich als 

Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider im Sinne 

des § 2 Nr. 4 bis 7 IfSG angesehen werden können. Dies bedeutet jedoch nicht, dass 

keinerlei Schutzmaßnahmen möglich sind. Vielmehr führt eine am Sinn und Zweck 

der Ermächtigungsgrundlage orientierte Auslegung dazu, dass in Fällen, in denen der 

tatsächliche Infektionsstatus bestimmter Personenkreise nicht in angemessener Form 

nachvollzogen werden kann, dennoch angemessene Maßnahmen möglich sein müs-

sen. 

 

Die Entscheidung nach § 28 Abs. 1 Satz 1, 2. Halbsatz IfSG liegt im pflichtgemäßen 

Ermessen der zuständigen Behörde. Dem Zweck der Ermächtigung folgend ist das 

Gesundheitsamt gehalten, unter Berücksichtigung des Gebots eines effektiven Schut-

zes der Bevölkerung einerseits und den Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit ande-

rerseits, darüber zu entscheiden, ob eine solche Anordnung geboten ist. Es gilt, die 

Interessen und Bedürfnisse der Bevölkerung in Bezug auf deren Handlungsfreiheit ei-

nerseits gegenüber den Interessen der Bevölkerung in Bezug auf den Schutz der Ge-

sundheit abzuwägen. Der Staat ist verfassungsrechtlich verpflichtet, seine Bürgerin-

nen und Bürger möglichst wirksam vor den gravierenden Folgen der Pandemie für 

Leib und Leben zu schützen. Andererseits ist der freiheitliche Staat gehalten, die 

Grundrechte seiner Bürgerinnen und Bürger nicht unverhältnismäßig zu beeinträchti-

gen. 

 

Die getroffene Allgemeinverfügung ist verhältnismäßig. 

 

Die Regelungen dienen dazu, Gefahren für das Leben und die körperliche Unver-

sehrtheit einer potenziell großen Zahl von Menschen abzuwehren und die Leistungs-

fähigkeit des Gesundheitssystems in Deutschland durch die Verlangsamung des In-

fektionsgeschehens sicherzustellen. Ziel dieser Allgemeinverfügung ist auch, durch 
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die Ergreifung weniger einschneidender Maßnahmen, einen weiteren Lockdown zu 

verhindern.  

 

1. Ziffer 1 

Ist eine Infektion der Teilnehmer einer Veranstaltung wahrscheinlich, so stellt das 

Verbot der Veranstaltung ein geeignetes Mittel dar, um eine Verbreitung der Virusinfi-

zierung und des damit möglichen Ausbruchs der Atemwegserkrankung COVID-19 zu 

verhindern. 

 

Eine Veranstaltung im Sinne dieser Allgemeinverfügung ist ein zeitlich und örtlich be-

grenztes und geplantes Ereignis mit einer definierten Zielsetzung oder Absicht in der 

Verantwortung einer Veranstalterin oder eines Veranstalters, einer Person, Organisa-

tion oder Institution, an dem eine Gruppe von Menschen gezielt teilnimmt. 

 

Mildere gleich geeignete Mittel z. B. durch die Anordnung von geringeren Beschrän-

kungen kamen nicht in Betracht. Insbesondere reichen derzeit, wie das oben darge-

stellte aktuelle Infektionsgeschehen zeigt, die sich aus der CoronaVO ergebenden 

Pflichten und die bislang ergriffenen Maßnahmen des Landkreises nicht aus, um die 

Übertragung zu verringern. Überdies reduziert die Beschränkung der Teilnehmerzahl 

die Anzahl der möglichen Kontakte von vornherein. Die Effektivität milderer Maßnah-

men, wie dem Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes oder dem Anfertigen von Teilneh-

merlisten oder der Beschränkung auf negativ getestete Teilnehmende, hinge hinge-

gen maßgeblich vom Verhalten der Teilnehmenden ab. Auch eine Abhängigmachung 

der Teilnehmerzahl von der zur Verfügung stehenden Fläche ist nicht grundsätzlich 

gleich geeignet. Denn es ist realitätsfern, dass sich die Teilnehmenden durchgehend 

gleichmäßig über die gesamte Fläche verteilen.  

 

Eine Übertragung von Mensch zu Mensch, z.B. durch Husten, Niesen, ist wegen des 

vorherrschenden Übertragungswegs (Tröpfcheninfektion) auch durch mild erkrankte 

oder asymptomatisch infizierte Personen leicht möglich. Insbesondere bei Personen, 

die relevanten Kontakt zu einer bestätigt an SARS-CoV-2 infizierten Person hatten, ist 

aufgrund der vorliegenden Erkenntnisse anzunehmen, dass diese das Virus in sich 



- 11 - 

aufgenommen haben und somit ansteckungsverdächtig im Sinne des § 2 Nr. 7 IfSG 

sind. Darüber hinaus handelt es sich hier um ein relativ leicht übertragbares Virus. Ein 

direkter Kontakt mit infizierten Personen ist daher unbedingt zu vermeiden.  

 

Auch ist die Maßnahme nach Abwägung der betroffenen Rechtsgüter angemessen. 

Die Einschränkungen auf Seiten der Betroffenen stehen nicht außer Verhältnis zum 

Zweck der Allgemeinverfügung, das Infektionsgeschehen einzudämmen und die Ge-

sundheitsversorgung für die Gesamtbevölkerung aufrecht zu erhalten. Den Ein-

schränkungen der persönlichen Handlungsfreiheit stehen wie oben dargestellt erheb-

liche Gesundheitsgefahren bei der unkontrollierten und nicht mehr nachverfolgbaren 

Verbreitung des Coronavirus sowie die Gefahr einer akuten und schwerwiegenden 

Überlastung der Gesundheitsversorgung gegenüber. Die allgemeine Handlungsfrei-

heit der Teilnehmenden wird zwar beschränkt, dem steht allerdings die hohe Anste-

ckungsgefahr bis hin zum tödlichen Verlauf der Krankheit gegenüber. Für die Anfor-

derungen an die Wahrscheinlichkeit einer Ansteckungsgefahr gilt dabei kein strikter, 

alle möglichen Fälle gleichermaßen erfassender Maßstab. Vielmehr ist der geltende 

Grundsatz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts 

umso geringere Anforderungen zu stellen sind, je größer und folgenschwerer der 

möglicherweise eintretende Schaden ist (vgl. BGH, Urteil v. 22.03.2012, Az. 3 C 

16/11). 

 

Aufgrund der besonderen Gefahr, die von dem neuartigen Erreger wegen seiner ho-

hen Übertragbarkeit und der Zahl der schweren bis hin zu tödlichen Krankheitsver-

läufe für die öffentliche Gesundheit in Deutschland und weltweit ausgeht, sind an die 

Wahrscheinlichkeit einer Ansteckung geringere Anforderungen zu stellen. Es sind da-

her Situationen zu vermeiden, in welchen eine größere Anzahl von Personen auf rela-

tiv engem Raum aufeinandertrifft und dort verweilt. Höhere Infektionszahlen erschwe-

ren die Kontaktnachverfolgung erheblich, was zur Beschleunigung des Infektionsge-

schehens führt. Ein weiterer Anstieg würde außerdem zur Verknappung der Testka-

pazitäten führen und hätte dadurch weitere negativen Effekte auf die Infektionskon-

trolle.  
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Bei der Abwägung überwiegen daher die Rechtsgüter des Lebens und der körperli-

chen Unversehrtheit des Einzelnen sowie des Gesundheitsschutzes der Bevölkerung. 

 

Die Verhältnismäßigkeit der Verfügung wird insbesondere dadurch gewährleistet, 

dass Veranstaltungen nicht generell verboten werden und durch die genannten Aus-

nahmen weiterhin Veranstaltungen möglich sind, jedoch in kleinerem Rahmen. So ist 

eine Veranstaltung nach wie vor möglich, wenn die Teilnehmenden demselben Haus-

halt angehören. Zudem sind Veranstaltungen, die der Aufrechterhaltung der öffentli-

chen Sicherheit und Ordnung, der Rechtspflege oder der Daseinsfürsorge und Da-

seinsvorsorge zu dienen bestimmt sind weiterhin möglich. Ausgenommen vom Verbot 

der Ziffer 1 sind weiter solche Veranstaltungen, die der Wahrnehmung der Versamm-

lungsfreiheit zu dienen bestimmt sind sowie Veranstaltungen von Kirchen und Religi-

ons- und Glaubensgemeinschaften zur Religionsausübung. Zudem wurde eine Aus-

nahme für Wochenmärkte im Sinne des § 67 GewO geregelt. Dies liegt u.a. darin be-

gründet, dass Wochenmärkte von den Besuchern nur kurzzeitig besucht werden. Die 

Personen gehen in der Regel zielgerichtet auf den Wochenmarkt um sich mit Lebens-

mitteln zu versorgen. Wochenmärkte dienen daher dem Zweck, Lebensmittel für den 

alltäglichen Bedarf zu verkaufen und somit einen Beitrag zur Grundversorgung der 

Bevölkerung zu leisten. 

 

Die Allgemeinverfügung sieht darüber hinaus die Möglichkeit der Ausnahmeerteilung 

durch das Ordnungsamt vor. Durch die Aufnahme der Ausnahmeregelung aus beson-

derem Grund wird sichergestellt, dass im Einzelfall unvorhersehbaren Härtefällen 

adäquat Rechnung getragen werden kann. Die Allgemeinverfügung mit den darin ent-

haltenen Beschränkungen ist überdies zeitlich befristet. 

 

2. Ziffer 2 

Das Verbot von Ansammlungen und sonstigen Zusammenkünften von mehr als 10 

Personen dient gleichsam der Verlangsamung des Infektionsgeschehens und der 

Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Gesundheitssystems.  
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Unter einer Ansammlung gemäß dieser Allgemeinverfügung ist das bewusste Zusam-

mentreffen verschiedener Personen unabhängig vom jeweiligen Zweck, zu verste-

hen. Sonstige Zusammenkünfte sind jedes andere Zusammentreffen von Personen. 

 

Kontaktbeschränkungen sind nach den Erkenntnissen des RKI zur Vermeidung der 

weiteren Ausbreitung des Virus geeignet. Eine mildere Maßnahme kam nicht in Be-

tracht, da die bisherigen – milderen – Beschränkungen keine hinreichende Eindäm-

mung des Infektionsgeschehens erreichen konnten. Ansammlungen sind nicht gene-

rell verboten. Noch immer unbeschränkt zulässig sind Ansammlungen von Personen 

aus dem gleichen Haushalt. Zudem ist die Allgemeinverfügung zeitlich befristet. An-

sammlungen sind Kontakte zu anderen Personen ohne besonderen Zweck, sodass 

der Eingriff sich angesichts der immensen Gefahr, die von dem SARS-CoV-2 Virus 

ausgeht, als gering erweist. Die allgemeine Handlungsfreiheit hat hier zurückzu-

stehen. 

 

Die Verhältnismäßigkeit der Verfügung wird insbesondere dadurch gewährleistet, 

dass Ansammlungen und sonstige Zusammenkünfte nicht generell verboten werden 

und durch die bereits genannten Ausnahmen (Ziffer 3) weiterhin Ansammlungen und 

sonstige Zusammenkünfte möglich sind, jedoch in kleinerem Rahmen. Durch die Auf-

nahme der Ausnahmeregelung aus besonderem Grund wird sichergestellt, dass im 

Einzelfall unvorhersehbaren Härtefällen adäquat Rechnung getragen werden kann.  

Im Übrigen auf die Ausführungen in Ziffer 1 verwiesen. 

 

3. Ziffer 4 

Durch die Beschränkung der Teilnehmerzahl an privaten Veranstaltungen auf 10 Per-

sonen in öffentlichen Räumen, in dafür angemieteten oder sonst zur Verfügung ge-

stellten Räumen und auf 10 Personen aus höchstens zwei Hausständen in privaten 

Räumen wird die Zahl der möglichen Kontaktpersonen und dadurch das Ausbrei-

tungspotential des Erregers limitiert.  
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Bei privaten Veranstaltungen sind die Teilnehmenden in der Regel bekannt und ihre 

Anzahl ist begrenzt. Hinzu kommt, dass die Teilnehmenden zueinander oder zur ver-

anstaltenden Person innerlich verbunden sind und ein gegenseitiger Kontakt und eine 

gemeinsame private Sphäre besteht.  

 

Die Infektionsketten werden verlangsamt und möglichst unterbrochen. Damit soll si-

chergestellt werden, dass nur eine möglichst geringe Anzahl an Menschen infiziert 

wird oder zu potentiellen Kontaktpersonen einer infizierten Person wird. Dies ist nach 

den Erkenntnissen des RKI durch Kontaktbeschränkungen erreichbar. 

 

Eine kaum mehr nachvollziehbare Infektionskette durch das enge und häufige Zu-

sammentreffen von Personen ist allerdings bei privaten Veranstaltungen zu erwarten. 

Gerade bei privaten Feierlichkeiten besteht die Gefahr einer Übertragung im beson-

deren Maße. Denn in diesem Rahmen werden regelmäßig die allgemeinen Abstands- 

und Hygieneregeln nicht konsequent eingehalten. Dies zeigt die steigende Zahl von 

Neuinfizierungen, die einen Zusammenhang zwischen größeren privaten Feiern im 

Familien- und Freundeskreis und der steigenden Inzidenz nahelegen. Typisch für pri-

vate Veranstaltungen ist eine bestehende Vertrautheit und Nähe der Teilnehmenden, 

die sich in Geselligkeit und Herzlichkeit äußert. Aufgrund dessen sind private Veran-

staltungen üblicherweise in besonderem Maße durch zwischenmenschliche Interak-

tion und Kommunikation sowie physischen Kontakt geprägt. Diese engeren Kontakte 

sind infektionsschutzrechtlich riskant. Hinzu kommt, dass die Verweildauer auf priva-

ten Veranstaltungen typischerweise relativ hoch ist. Von privaten Veranstaltungen 

geht daher ein spezifisch hohes Infektionsrisiko aus. Zudem hat sich in den letzten 

Tagen die Anzahl der Infizierten deutlich erhöht. Es kommen täglich neue Infektionen 

hinzu, sodass die 7-Tages-Inzidenz zunächst auf über 35, dann über 50 und mittler-

weile über 80 angestiegen ist. Es besteht somit nicht mehr nur die Gefahr einer An-

steckung durch Personen aus den Risikogebieten, vielmehr liegt jetzt ein erhöhtes re-

gionales Risiko vor, sich mit dem SARS-CoV-2 Virus zu infizieren. 

 

Bezüglich Veranstaltungen in öffentlichen, angemieteten und sonst zur Verfügung ge-

stellten Räumen wird auch nicht der Umsatzausfall der mittelbar betroffenen Anbieter 
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der Räumlichkeiten verkannt. Diesem wirtschaftlichen Schaden steht die Gefahr der 

Verbreitung einer übertragbaren Krankheit, die erfahrungsgemäß zu erheblichen Ge-

sundheitsbeeinträchtigungen bis zum Tod der erkrankten Personen führen kann, ge-

genüber. Aufgrund dieser erheblichen Gefahr müssen daher bei einer Abwägung der 

wirtschaftliche Schaden und die Berufsausübungsfreiheit zurückstehen. 

 

Private Räume sind vielfach räumlich begrenzt, die Abstandsregeln können nicht ein-

gehalten werden. Die Unterscheidung zwischen Veranstaltungen in öffentlichen Räu-

men einerseits und privaten Räumen andererseits ist dadurch gerechtfertigt, dass die 

öffentlichen Räume typischerweise größer sind als die privaten Räume. Dies ist infek-

tionsschutzrechtlich relevant und rechtfertigt die weitergehende Beschränkung des 

Teilnehmerkreises. Bei Veranstaltungen in Privaträumen besteht daher ein weiterge-

hendes Regelungsbedürfnis. Dies ist nicht zuletzt darin begründet, dass eine Organi-

sation (z. B. Ansprechpartner), wie sie bei Veranstaltungen in öffentlichen, angemie-

teten und sonst zur Verfügung gestellten Räumen vorliegt, bei Veranstaltungen in Pri-

vaträumen regelmäßig nicht gegeben ist. Aus diesem Grund ist die zulässige Zusam-

mensetzung des Teilnehmerkreises in diesem Bereich enger zu fassen als in öffentli-

chen, angemieteten und sonst zur Verfügung gestellten Räumen. 

 

Abgesehen davon, ist die Allgemeinverfügung zeitlich befristet.  

 

Des Weiteren sind private Veranstaltungen, bei welchen die Teilnehmenden 

ausschließlich demselben Haushalt angehören, weiterhin unbeschränkt erlaubt, 

vgl. Ziffer 5. Durch die Aufnahme der Ausnahmeregelung in Ziffer 6 aus beson-

derem Grund wird sichergestellt, dass im Einzelfall unvorhersehbaren Härtefäl-

len adäquat Rechnung getragen werden kann. 

 

Das Landratsamt als zuständige Behörde ist verpflichtet, die Gesundheit und das Le-

ben von Personen zu schützen; dies ergibt sich aus dem Grundrecht auf Leben und 

körperliche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG). In der gegenwärtigen Situation 

ist davon auszugehen, dass eine höhere als die erlaubte Teilnehmerzahl erheblich zu 

einer weiteren Beschleunigung der Ausbreitung des Virus beitragen würde. Bei einer 
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weiteren Ausbreitung der Infektion ist damit zu rechnen, dass diese nicht mehr kon-

trollierbar ist und das Gesundheitssystem die Versorgung der schwer erkrankten Per-

sonen nicht mehr sicherstellen kann. Hierbei handelt es sich um sehr hohe Schutzgü-

ter, denen Vorrang zu gewähren ist. Insoweit überwiegt der Gesundheitsschutz der 

Bevölkerung, insbesondere der Schutz der potentiell von schweren Krankheitsverläu-

fen bedrohten Personen vor einer Ansteckung die allgemeine Handlungsfreiheit und 

die Berufsausübungsfreiheit. 

 

4. Ziffer 7 

Nach § 20 Abs. 1 Satz 1 Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz Baden-Württem-

berg ist der unmittelbare Zwang vor seiner Anwendung anzudrohen. Mildere Mittel als 

die Anwendung des unmittelbaren Zwangs wie z. B. das Zwangsgeld kommen nicht 

in Betracht, um die Beschränkungen durchzusetzen. Das Zwangsgeld ist gesetzlich 

auf höchstens 50.000 EUR begrenzt und nicht geeignet, den Zweck der Kontaktbe-

schränkung zu erfüllen. Ferner muss die Anordnung sofort durchgesetzt werden, um 

die Verbreitung einer übertragbaren Krankheit mit potentiell schwersten Folgen für die 

Betroffenen zu verhindern. 

 

Gemäß §§ 28 Abs. 3 i.V.m.16 Abs. 8 IfSG haben Widerspruch und Anfechtungsklage 

gegen diese Maßnahme keine aufschiebende Wirkung. 

 

 
Esslingen a.N., den 16.10.2020 
 
 
 
 
Heinz Eininger 
Landrat 
 


